
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl des 
Jugendparlaments der Landeshauptstadt Hannover 

 
 

Abl. RH / LHH  16. Juli 2026, Nr. 29, S. 506 
 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 der Wahlordnung für die Wahl des Jugendparlaments der Landeshaupt-
stadt Hannover werden hiermit Wahlvorschläge für die Wahl des Jugendparlaments vom 
21.09. bis zum 26.09.2026 erbeten.  
 
Wählbarkeit  
 
Wählbar sind nach § 6 der Jugendparlamentssatzung, Personen, die am Wahltag das 13. 
Lebensjahr vollendet, aber das 20. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und  
 
1. seit mindestens drei Monaten in der Landeshauptstadt Hannover mit Haupt- oder Ne-

benwohnung gemeldet sind oder  
 
2. seit mindestens drei Monaten in einer anderen Gemeinde der Region Hannover mit 

Hauptwohnung gemeldet sind und in der Landeshauptstadt Hannover eine schulische 
oder berufliche Ausbildung absolvieren, studieren, einen Freiwilligendienst leisten 
oder einer beruflichen Tätigkeit nachgehen.  

 

Personen, die zum Zeitpunkt der Einreichung das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet ha-
ben, müssen zusätzlich eine Unterschrift ihrer Personensorgeberechtigten vorlegen. 
 
Einreichung von Wahlvorschlägen  
 
Wahlvorschläge sind bis spätestens zum 06.08.2026 schriftlich bei der  
 
Landeshauptstadt Hannover  
Fachbereich Jugend und Familie  
Joachimstraße 8  
30159 Hannover  
 
oder digital an das Funktionspostfach jupawahl@hannover-stadt.de einzureichen.  
 
Für die Einreichung sind die von der Landeshauptstadt Hannover bereitgestellten Formblät-
ter zu verwenden.  
 
Hinweise zu Inhalt und Form der Bewerbungen  
 
Die Wahlvorschläge müssen den Vorgaben der Jugendparlamentssatzung und der Wahl-
ordnung entsprechen. Den Bewerbungen sind die erforderlichen Unterlagen beizufügen.  
 
Die Formblätter sowie weiterführende Informationen zu den Voraussetzungen, zum Verfah-
ren und zu den einzureichenden Unterlagen sind erhältlich unter:  
 
www.hannover.de/jupa  
 
oder bei:  
 
Lena Frey, OE 51.58, Jugendparlament (jupawahl@hannover-stadt.de) 
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Wahlordnung für die Wahl zum Jugendparlament der 
Landeshauptstadt Hannover 

 
 

Abl. RH / LHH  16. Juli 2026, Nr. 29, S. 5111 
 
 
 
Aufgrund von § 17 der Satzung der Landeshauptstadt Hannover für das Jugendparlament 
(Jugendparlamentssatzung) vom 30.10.2025 (Abl. RH/LHH 27.11.2025, Nr. 22, S. 414) und 
§ 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 
(Nds. GVBl. S. 576) in der Fassung der letzten Änderung vom 29.01.2025 (Nds. GVBl. Nr. 
3) hat der Rat der Landeshauptstadt Hannover in seiner Sitzung am 28.05.2026 die fol-
gende Wahlordnung für die Wahl zum Jugendparlament der Landeshauptstadt Hannover 
beschlossen:  
 
Stand: 25.03.2026  
 
 
 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich und Zuständigkeit 

 
(1) Diese Wahlordnung gilt für die Wahl der Mitglieder des Jugendparlaments der Lan-

deshauptstadt Hannover. Wahlgebiet ist das Gemeindegebiet der Landeshauptstadt 
Hannover.  

 
(2) Die Vorbereitung und Durchführung der Wahl obliegt dem Fachbereich Jugend und 

Familie.  
 
(3) Die Wahlperiode, die Wahlberechtigung, die Wählbarkeit sowie die Zahl der Mitglieder 

bestimmen sich nach der Satzung der Landeshauptstadt Hannover für das Jugend-
parlament.  

 
 
 

§ 2 
Wahlgrundsätze, Wahlsystem 

 
(1) Jede wahlberechtigte Person hat für die Wahl eine Stimme.  
 
(2) Jede wahlberechtigte Person darf an der Wahl nur einmal und nur persönlich teilneh-

men. Eine Übertragung des Stimmrechts auf andere Personen ist ausgeschlossen. 
Eine wahlberechtigte Person, die des Lesens unkundig oder wegen einer Behinde-
rung an der Abgabe ihrer Stimme gehindert ist, kann sich hierzu der Hilfe einer ande-
ren Person bedienen.  

 
(3) Die Wahl wird auf der Grundlage von Wahlvorschlägen nach dem System der Mehr-

heitswahl durchgeführt.  
 

 
1 Ergänzung der Anlagen zur Wahlordnung für die Wahl zum Jugendparlament der 

Landeshauptstadt Hannover, Abl. RH / LHH 13.08.2026, Nr. 33, S. 654 
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§ 3 

Wahlzeitraum, Wahltag 
 

(1) Als Wahlzeitraum wird der Zeitraum von Montag 08 Uhr bis Samstag 18 Uhr festge-
legt. Als Wahltag wird der erste Tag des Wahlzeitraumes bezeichnet. Die Stimmab-
gabe ist bis einschließlich zum 5. Tag nach dem Wahltag (Ende des Wahlzeitraums) 
möglich.  

 
(2) Das Datum des ersten Wahltags wird vom Fachbereich Jugend und Familie in Ab-

sprache mit der Gründungsinitiative des Jugendparlaments festgelegt. Für die folgen-
den Wahlen wird der Wahltag durch Beschluss des Jugendparlaments in Abstimmung 
mit dem Wahlvorsitz spätestens sechs Monate vor Ablauf der Wahlperiode festgelegt.  

 
 
 

§ 4 
Wahlorgane 

 
(1) Wahlorgane sind der Wahlvorsitz und das Wahlgremium.  
 
(2) Die Verwaltung der Landeshauptstadt Hannover benennt eine Person aus der Ver-

waltung als Wahlvorsitz.  
 
(3) Das Wahlgremium besteht aus dem Wahlvorsitz als vorsitzender Person und sechs 

durch den Wahlvorsitz berufenen Mitgliedern. Bei der Berufung der Mitglieder sollen 
die Vorschläge der Mitglieder des Jugendparlaments (bei der ersten Wahl der Grün-
dungsinitiative des Jugendparlaments) berücksichtigt werden. Kandidat*innen kön-
nen nicht Mitglied im Wahlgremium sein.  

 
(4) Der Wahlvorsitz lädt die Mitglieder des Wahlgremiums grundsätzlich mit einer Frist 

von einer Woche zu den in Präsenz stattfindenden Sitzungen ein. Das Wahlgremium 
ist bei fristgerechter Ladung beschlussfähig, wenn mindestens der*die Vorsitzende 
anwesend ist.  

 
(5) Das Wahlgremium entscheidet über die Zulassung bzw. Zurückweisung von Wahlvor-

schlägen sowie die Reihenfolge auf dem Stimmzettel und stellt das end gültige Wahl-
ergebnis und die daraus folgende Sitzverteilung sowie die Reihenfolge der nachrü-
ckenden Personen fest.  

 
 
 

§ 5 
Wählerverzeichnis und Wahlbenachrichtigung 

 
(1) Der Fachbereich Jugend und Familie stellt am 26. Tag vor dem Wahltag ein Wähler-

verzeichnis auf. Von Amts wegen werden alle Personen eingetragen, welche die 
Wahlrechtsvoraussetzungen der Jugendparlamentssatzung erfüllen. Eine Fortschrei-
bung des Wählerverzeichnisses aufgrund von Fortzügen oder rückwirkenden Anmel-
dungen erfolgt nicht.  

 
(2) Personen, die nicht im Wählerverzeichnis stehen, können bis zum 10. Tag vor dem 

Beginn des Wahlzeitraums beim Fachbereich Jugend und Familie eine Berichtigung 
des Wählerverzeichnisses beantragen. Über den Antrag entscheidet der Wahlvorsitz 
unmittelbar.  
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(3) Alle Wahlberechtigten erhalten bis spätestens zum 12. Tag vor dem Wahltag eine 

Wahlbenachrichtigung nach dem Muster der Anlage 2. 
 
 
 

§ 6 
Wahlvorschläge 

 
(1) Wahlvorschläge können nur von einzelnen Wahlberechtigten für sich selbst einge-

reicht werden. Abgegebene Wahlvorschläge sind unwiderruflich. Das gilt auch für die 
notwendige Zustimmung durch sorgeberechtigte Personen.  

 
(2) Der Wahlvorschlag muss auf einem von dem Wahlvorsitz zur Verfügung gestellten 

Vordruck nach Muster der Anlage 3 erfolgen. Er muss den Familiennamen, die Vor-
namen, das Geburtsdatum, die aktuelle Tätigkeit (z.B. Schüler*in, Student*in, Beruf, 
arbeitssuchend, …) und die Anschrift des (Haupt-) Wohnsitzes sowie persönliche 
Kontaktdaten (E-Mail, Telefonnummer) enthalten. Bei Wahlvorschlägen gem. § 6 Nr. 
2 Jugendparlamentsatzung ist zusätzlich die Bestätigung der Ausbildungseinrichtung 
oder des Arbeitgebenden gem. Muster der Anlage 1 einzureichen.  

 
(3) Wahlvorschläge können bis zum 46. Tag vor dem Wahl tag bei dem Wahlvorsitz 

schriftlich eingereicht werden. Bei Minderjährigen muss die Zustimmung der*s Sorge-
berechtigten im Original vorgelegt werden. Der Wahlvorsitz prüft die Wahlvorschläge 
zeitnah, fordert ggf. zur Nachreichung fehlender Unterlagen auf und legt sie dem 
Wahlgremium zur Entscheidung vor.  

 
 
 

§ 7 
Zulassung der Kandidat*innen 

 
(1) Der Beschluss über die Zulassung der Wahlvorschläge muss unbeschadet des Abs. 

3 spätestens am 39. Tag vor dem Wahltag getroffen werden. Das Wahlgremium tritt 
in öffentlicher Sitzung zusammen. Das Wahlgremium kann seine Beschlüsse abän-
dern, wenn ein begründeter Anlass besteht und der jeweilige Stand des Wahlverfah-
rens dies erlaubt.  

 
(2) Der Wahlvorsitz legt dem Wahlgremium alle eingereichten Wahlvorschläge vor. Das 

Wahlgremium prüft die eingereichten Wahlvorschläge, beschließt über deren Zulas-
sung und stellt ihre Reihenfolge für den Stimmzettel im Losverfahren fest.  

 
(3) Wurden weniger zulassungsfähige Wahlvorschläge ein gereicht als das Eineinhalbfa-

che der zu vergebenden Sitze, beschließt das Wahlgremium zunächst, die Frist zur 
Einreichung auf bis zum 28. Tag vor dem Wahltag zu verlängern. Das Wahlgremium 
beschließt über die Zulassungen spätestens am 25. Tag vor dem Wahltag. Liegt nach 
Ablauf dieser Frist keine ausreichende Anzahl zulassungsfähiger Wahlvorschläge vor, 
wird die Wahl auf einen von dem Jugendparlament (bei der ersten Wahl von der Ju-
gendparlamentsinitiative) in Abstimmung mit dem Wahlvorsitz zu bestimmenden Ter-
min festgelegt, der mindestens drei, höchstens sechs Monate nach dem ursprüngli-
chen Termin liegt. In dieser Zeit bleibt das bisherige Jugendparlament im Amt. Werden 
auch dann nicht genügend zulassungsfähige Wahlvorschläge ein gereicht, schlägt 
der Wahlvorsitz dem Rat der Landeshauptstadt die Auflösung des Jugendparlamen-
tes vor.  
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(4) Der Wahlvorsitz informiert die Bewerber*innen per E-Mail über ihre Zulassung bzw. 
Zurückweisung. Eine Zurückweisung muss entsprechend begründet werden. Ein Ein-
spruch gegen die Zurückweisung durch das Wahlgremium gemäß § 12 Abs. 1 ist im 
Wahlprüfungsverfahren möglich. Der Einspruch hat keine aufschiebende Wirkung.  

 
(5) Auf den Internetseiten des Fachbereichs Jugend und Familie kann den Kandi-

dat*innen die Möglichkeit zu einer persönlichen Vorstellung gegeben werden.  
 

 
 

§ 8 
Durchführung der Wahl 

 
(1) Die Wahl wird als reine Online-Wahl durchgeführt. Das verwendete Wahlverfahren 

stellt sicher, dass die Stimmabgabe geheim erfolgt.  
 
(2) Für die Stimmabgabe wird ein einmalig zu verwendender, persönlicher Zugangscode 

benötigt, der den Wahlberechtigten in der Wahlbenachrichtigung zusammen mit dem 
Pfad zum Online-Portal mitgeteilt wird. Zur Vermeidung eines Missbrauchs muss der 
mitgeteilte Zugangscode um Angaben zum Geburtsdatum ergänzt werden.  

 
(3) Für die Stimmabgabe können durch den Fachbereich Jugend und Familie an zu be-

stimmenden Orten der Stadtverwaltung zu ausgewählten Zeiten internetfähige Geräte 
zur Teilnahme an der Wahl bereitgestellt werden. Die Orte und Zeiten sind auf der 
Wahlbenachrichtigung, in der Wahlbekanntmachung und auf den Internetseiten des 
Fachbereichs Jugend und Familie bekannt zu geben.  

 
 
 

§ 9 
Feststellung des endgültigen Wahlergebnisses und der Sitzungsverteilung 

 
(1) Die Ermittlung und Feststellung des endgültigen Wahlergebnisses erfolgt in öffentli-

cher Sitzung des Wahlgremiums spätestens 14 Tage nach dem Wahltag.  
 
(2) Das Wahlgremium stellt als endgültiges Wahlergebnis fest:  

1. die Zahl der Wahlberechtigten  
2. die Zahl der Wähler*innen  
3. die Zahl der ungültigen Online-Stimmzettel  
4. die Zahl der insgesamt abgegebenen gültigen und ungültigen Stimmen  
5. die Zahl der für die einzelnen Kandidat*innen abgegebenen gültigen Stimmen  
6. die gewählten Kandidat*innen gem. Abs. 3  
7. die Reihenfolge der nachrückenden Personen gem. Abs. 4 

 
(3) Gewählt sind die 25 Kandidat*innen, die die meisten Stimmen erhalten haben. Bei 

Stimmengleichheit bei der Vergabe des letzten Sitzes wird der Sitz der Person zuge-
schlagen, die jünger ist – bei Gleichaltrigkeit per Losfahren.  

 
(4) Alle nicht gewählten Bewerber*innen, die mindestens eine Stimme erhalten haben, 

sind Ersatzpersonen in der Rangfolge der von ihnen erzielten Stimmen. Bei Stimmen-
gleichheit wird der höhere Rang der Person zugeschlagen, die jünger ist – bei Gleich-
altrigkeit per Losfahren.  

 
(5) Das festgestellte Wahlergebnis wird durch den Wahlvorsitz mündlich bekannt gege-

ben und öffentlich bekannt gemacht.  
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(6) Die Berufung der Mitglieder des Jugendparlaments erfolgt schriftlich durch den Wahl-

vorsitz unmittelbar nach der Sitzung des Wahlgremiums.  
 

 
 

§ 10 
Öffentliche Bekanntmachungen 

 
(1) Öffentliche Bekanntmachungen im Rahmen dieser Wahlordnung erfolgen in ortsübli-

cher Weise. Zusätzlich können die Bekanntmachungen auf Social-Media-Kanälen der 
Landeshauptstadt Hannover veröffentlicht werden.  

 
(2) Personenbezogene Daten in Social-Media-Veröffentlichungen von öffentlichen Be-

kanntmachungen nach § 10 Abs. 4 Punkt i sind spätestens sechs Monate nach Be-
kanntgabe des endgültigen Wahlergebnisses, nach § 9 Abs. 5 spätestens sechs Mo-
nate nach dem Ende der Wahlperiode zu löschen.  

 
(3) Der Wahlvorsitz fordert spätestens am 60. Tag vor dem Wahltag durch öffentliche 

Bekanntmachung zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf. Die Bekanntmachung 
muss neben dem Wahltag enthalten:  

 
a. die Wählbarkeitsvoraussetzungen nach § 6 Jugendparlamentssatzung,  
b. die Frist und die Adresse zur Einreichung der Vorschläge gem. § 6 Abs. 3,  
c. den Hinweis auf die Bestimmungen bezüglich Inhalt und Form der Bewerbun-

gen, die den Bewerbungen beizufügenden Unterlagen sowie Informationen, wo 
die Formvordrucke erhalten oder heruntergeladen werden können.  

 
(4) Spätestens am 21. Tag vor dem Wahltag macht der Wahlvorsitz die Jugendparla-

mentswahl und die zugelassenen Wahlvorschläge öffentlich bekannt. Die öffentliche 
Bekanntmachung muss enthalten:  
a. den Wahltag und den Wahlzeitraum,  
b. die Zahl der zu wählenden Mitglieder,  
c. die Wahlrechtsvoraussetzungen,  
d. die Information, dass allen Wahlberechtigten eine schriftliche Wahlbenachrich-

tigung zugeht gem. § 5 Abs. 3,  
e. Hinweise, wo und unter welchen Voraussetzungen eine Berichtigung des Wäh-

lerverzeichnisses beantragt werden kann und wie Wahl berechtigten die Wahl 
ermöglicht wird, wenn ihnen die Wahlbenachrichtigung nicht zugeht,  

f. das Wahlsystem,  
g. alle Wahlvorschläge in der vom Wahlgremium festgelegten Reihenfolge gem. § 

7 Abs. 2 mit den Angaben gem. § 10 Abs. 4 Punkt i  
h. Familienname, Vorname, Geburtsjahr, aktuelle Tätigkeit sowie den Stadtbezirk 

der Wohnung, bei Wahlvorschlägen gem. § 6 Nr. 2 Jugendparlamentssatzung 
den Stadtbezirk des Sitzes der Ausbildungseinrichtung oder des Arbeitgeben-
den der einzelnen zur Wahl stehenden Personen.  

 
 
 

§ 11 
Sitznachfolge und Ausscheiden als Ersatzperson 

 
(1) Der Verzicht auf den Sitz ist schriftlich gegenüber dem Vorstand des Jugendparla-

ments, der Verzicht einer Ersatzperson gegenüber dem Wahlvorsitz zu er klären. Die 
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Verzichtserklärung darf nicht in elektronischer Form abgegeben und nicht widerrufen 
werden.  

 
(2) Ein Mitglied des Jugendparlaments verliert den Sitz, eine Ersatzperson das Recht auf 

Nachrücken, wenn  
 

a) der Verlust der Wählbarkeit gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 2 Jugendparlamentssatzung 
festgestellt wird,  

b) eine rechtskräftige Entscheidung eines deutschen Gerichts vorliegt, nach der 
die Person nicht wählbar ist oder kein öffentliches Amt innehaben darf oder  

c) eine entsprechende Entscheidung nach dem Recht eines anderen Mitgliedstaa-
tes der Europäischen Union oder eines Drittstaates vor liegt, durch die die Per-
son infolge einer zivil rechtlichen Einzelfallentscheidung oder einer strafrechtli-
chen Entscheidung ihre Wählbarkeit verliert.  

 
Dies gilt nicht, wenn die Einschränkung der Verfassungspraxis zum Wahlrecht in der 
Bundesrepublik widerspricht. Bei Bedarf entscheidet das Wahlgremium.  

 
(3) Das Überschreiten der Altersgrenze (Vollendung des 20. Lebensjahres) führt nicht 

zum Sitzverlust.  
 
(4) Wird ein Mitglied des Jugendparlaments in den Rat der Landeshauptstadt gewählt 

oder rückt während der Wahlperiode nach, verliert es vier Monate nach der Sitzung 
der Verpflichtung als Ratsmitglied seinen Sitz im Jugendparlament. Ein Ratsmitglied 
kann nicht in das Jugendparlament nachrücken. Die Mitgliedschaft in einem Stadtbe-
zirksrat ist unschädlich. 

 
(5) Der Mandatsverlust wird vom Jugendparlament zu Beginn seiner nächsten Sitzung 

festgestellt. Der Wahlvorsitz stellt ein Ausscheiden als Ersatzperson fest. Der betroffe-
nen Person ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.  

 
(6) Der Sitz geht an die nächste Ersatzperson gem. § 9 Abs. 4 über, sofern diese die 

Wählbarkeitsvoraussetzungen erfüllt. Der Wahlvorsitz stellt die Mandatsnach folge 
fest und beruft die nachrückende Person. Lehnt eine Ersatzperson die Mandatsüber-
nahme ab, scheidet sie für den Rest der Wahlperiode als Ersatzperson aus. Falls ein 
Nachrücken nicht möglich ist, bleibt der Sitz für den Rest der Wahlperiode unbesetzt.  

 
(7) Der Wahlvorsitz macht die Sitznachfolge oder das Ausscheiden als Ersatzperson in 

geeigneter Weise bekannt.  
 
 
 

§ 12 
Wahlprüfung 

 
(1) Gegen die Gültigkeit einer Wahl kann Einspruch er hoben werden (Wahleinspruch). 

Der Wahleinspruch kann nur damit begründet werden, dass die Wahl nicht den Vor-
schriften der Jugendparlamentssatzung oder dieser Wahlordnung entsprechend vor-
bereitet oder durchgeführt oder in unzulässiger Weise in ihrem Ergebnis beeinflusst 
worden ist.  

 
(2) Die Feststellungen des Wahlgremiums sind endgültig, es sei denn, es wird Wahlein-

spruch gegenüber dem Wahlvorsitz erhoben. Der Jugendhilfeausschuss entscheidet 
nach Vorprüfung durch den Wahlvorsitz über den Wahleinspruch. Eine Prüfung von 
Amts wegen erfolgt nicht.  
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(3) Ein Wahleinspruch kann vom Wahlvorsitz und jeder wahlberechtigten Person inner-
halb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses bei dem Wahlvorsitz 
erhoben werden. Ein Wahleinspruch ist nur zulässig, wenn mindestens 50 Wahlbe-
rechtigte schriftlich beitreten. Über den Wahleinspruch ist nach Ablauf der Frist zur 
Einspruchserhebung im darauffolgenden Jugendhilfeausschuss zu beraten.  

 
 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
Diese Wahlordnung tritt am Tage nach der Bekanntgabe in Kraft.  
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